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Beilage zu Nr . 26 - er Karlsruher Zeitung .
Donnerstag , 26 . Januar 1888 .

Badisch er Tairdtag .
Z Karlsruhe , 24 . Jan . 5 . öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer , unter dem Vorsitz des Präsidenten
Geh . Raths E . v . Seyfried .

Am Regierungstische : Der Präsident des Großh .
Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unterrichts ,Geh . Rath l)r . Nokk und Ministerialrats ) Dorn er .

Gegenstand der Tagesordnung : Berathung des vom
Landgerichtspräsidenten l >r . v . Rotteck namens der Ju -
stizkommission schriftlich erstatteten Berichts über den Ge¬
setzentwurf , die Ausstellung gerichtlicher Erbbescheini¬
gungen betreffend . (Bergl . den Bericht im Hauptblattunserer gestrigen Nummer . )

Zu Beginn der Generaldiskussion führt der Bericht¬
erstatter , Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck , nach Be¬
richtigung einiger Druckfehler in dem von der Großh .
Regierung vorgelegten Gesetzentwurf , um welche er durchein Schreiben des Großh . Ministeriums der Justiz , des
Kultus und Unterrichts ersucht worden ist , aus , daß die
Kommission in der angenehmen Lage sei , dem Hohen
Hause die Annahme des vorliegenden Gesetzentwurfs
empfehlen zu können , welcher bezwecke , einem Bedürfnissedes redlichen Verkehrs gerecht zu werden , indem er den
gesetzlichen Erben die Möglichkeit gewähre , im rechts¬
polizeilichen Verfahren gerichtliche Erbbescheinigungen zu
erlangen und sich dadurch im Rechtsverkehre Dritten ge¬
genüber als Erben auszuweisen . Durch das vorliegende
Gesetz solle nicht das bestehende Recht abgeändert werden ,was sich angesichts des in absehbarer Zeit zur Einfüh¬
rung gelangenden allgemeinen deutschen bürgerlichen Ge¬
setzbuchs kaum mehr und jedenfalls nicht ohne dringendeGründe empfehlen würde , sondern der Entwurf bezwecke
lediglich eine Lücke in der bestehenden Gesetzgebung aus¬
zufüllen und deßhalb sei das Vorgehen der Großh . Re¬
gierung dankbar zu begrüßen , und zwar um so mehr , als
bereits die Mehrzahl der Bundesstaaten , welche von der
allgemeinen , amtlichen Nachlaßbehandlung absehen , so
insbesondere Preußen , Braunschweig , Oldenburg und
Elsaß -Lothringen , ähnliche Gesetze erfassen hätten .

In Baden sei bisher das System der Erbbescheini¬
gungen nicht eingeführt gewesen , insbesondere seien die
Amtsgerichte z . Zt . nicht berufen , solche auszustellen . Einen
theilweisen und jedenfalls höchst mangelhaften Ersatz für
dieselben gewährten dermalen die Erbausweise , welchedie Notare in gewissen Fällen ertheilen könnten . Ueberall
da nämlich , wo der Notar zur Vornahme einer Erb -
theilung berufen und verpflichtet sei , müsse er auch als
zuständig erachtet werden , den Betheiligten auf deren
Verlangen einen Auszug aus dem gefertigten Geschäfte ,
welcher den Erbanspruch derselben darlege , auszufolgen ,und diesem Auszuge sei auch die Eigenschaft einer Erb¬
bescheinigung beizulegen . Allein die notarielle Erbthei -
lung habe nur bei Betheiligung von Minderjährigen ,
Entmündigten oder von Abwesenden stattzufinden ; außer¬dem sei nur noch in dem Falle , wo von einer Verlassen¬
schaft oder von einem Theile derselben Erbschaftsaccise
zu entrichten sei , die Vermögensaufnahme durch den
Notar vorgeschrieben , und es finde somit bei weitaus
der größten Zahl der Erbtheilungen regelmäßig die Mit¬
wirkung eines Notars nicht statt . Ferner fehle es bisher
an einer gesetzlichen Bestimmung über die Wirkungen der
von den Notaren ausgestellten Erbrusweise und so könne
mit Fug und Recht gesagt werden , daß dem zur Be¬
rathung stehenden Gesetzentwürfe ein dringendes Bedürf -
niß des Rechtsverkehrs zu Grunde liege .

In seinen weiteren Ausführungen legt Redner in kurzen
Zügen den wesentlichen Inhalt des Gesetzentwurfes dar ,indem er darauf hinweist , daß das Verfahren ein rechts
polizeiliches sein werde , für welches das Amtsgericht zu
ständig sei . Aus der Eigenschaft des Verfahrens als
eines rechtspolizeilichen folge mit Nothwendigkeit , daß , so¬bald ein Rechtsstreit über das Erbrecht des Antragstellersanhängig werde , die Ausstellung der Erbbescheinigungverweigert werden müsse. Auch entspreche es der Naturder Sache , daß Erbbescheinigungen nur auf Antrag ,nicht von Amtswegen zu ertheilen seien ; daß nur ge¬
setzliche Erben , welche gemäß L .-R .-S . 724 kraft Ge
setzes in Besitz und Gewähr der Erbschaft treten , nichtauch Testaments - und Vertragserbeu zur Erwirkung von
Erbbescheinigungen befugt sein sollten , rechtfertige sich
dadurch , daß dem durch Testament oder Vertrag Be¬
dachten die betreffende Rechtsurkunde als Ausweis diene,derselbe daher einer weiteren Erbbescheinigung nicht be¬
dürfe , sowie ferner dadurch , daß das Amtsgericht nicht
ohne ernstliche Bedenken für befugt erklärt werden könne,
sich im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit und somit
außerhalb des Rahmens eines Rechtsstreits über Echtheitund Unanfechtbarkeit der betreffenden Rechtsurkunden
auszusprechen .

Die 88 2 und 3 des Entwurfs bestimmten , was der
Antragsteller zur Begründuug des Antrags auf Ausstellungeiner Erbbescheinigung angeben und welche von seinen
Behauptungen bezw. mit welchen Beweismitteln er die¬
selben beweisen müsse, ß 4 sehe das öffentliche Aufge -
botsversahren als ein geeignetes Mittel vor , um festzu¬stellen, ob nicht Näher - oder Gleichberechtigte vorhandenseien, und stelle die Anordnung desselben mit gutem Grundein das Ermessen des Gerichts . In den 88 5 und 6 werde
ausgesprochen , wann einem Anträge auf Ertheilung einer

Erbbescheinigung stattzugeben sei und was die Erbbeschei¬
nigung zu enthalten habe . Der 8 7 handle von der
Wirkung der Erbbescheinigung , indem er ausspreche , daß
durch die Ertheilung derselben dem Rechte des wahren
Erben zwar nicht präjydizirt werde , wohl aber solle der
letztere insoweit eine Beschränkung seiner Rechte erleiden ,als er die von dritten Personen bona ticke mit dem in
der Erbbescheinigung benannten , vermeintlichen Erben über
den Nachlaß vorgenommenen Rechtsgeschäfte gegen sich
gelten lassen müsse, jedoch vorbehaltlich seines Rückforde¬
rungs - oder Entschädigungsanspruchs an den Scheinerben .
Diese Bestimmung des Entwurfs bedeute lediglich eine
Verallgemeinerung des schon bisher auf Grund von
L . -R . -S . 1240 in Geltung gewesenen Grundsatzes , daß
der wahre Erbe eine von einem Nachlaßschuldner red¬
licherweise an den Scheinerben geleistete Zahlung als giltig
anerkennen müsse ; auch sei bei veräußerten oder ander -
weit hingegebenen Fahrnissen der Erbschaft schon bisherin Gemäßheit des L . -R . - S . 2279 das Vindikationsrechtder wahren Erben ausgeschlossen gewesen.

Im 8 9 werde die Ausstellung einer auf bestimmte
Erbstücke beschränkten Erbbescheinigung für den Fall vor¬
gesehen, daß der Erblasser z . Zt . seines Todes einen all¬
gemeinen Gerichtsstand im Großherzogthum nicht hatteund zu seinem Nachlasse hierländische Grundstücke oder
in hierländischen öffentlichen Büchern eingetragene Rechteoder in der Verwahrung hierländischer Behörden befind¬
liche Gegenstände gehören .

Der 8 10 des Entwurfs enthalte eine Bestimmung da¬
rüber , daß , wenn eine letztwillige Verfügung die darin
Bedachten nicht mit der erforderlichen Bestimmtheit be¬
zeichne, diese Feststellung durch eine ergänzende Erbbe¬
scheinigung solle herbeigeführt werden können . Es solle
also der Inhalt dieser ergänzenden Bescheinigung durch¬
aus nicht der Ausspruch der Giltigkeit der m Frage
stehenden letztwilligen Verfügung sein — zu einem solchen
erscheine das Amtsgericht als Rechtspolizeibehörde nicht
befugt — vielmehr solle dadurch nur die Person des
in der Verfügung . mangelhaft Bezeichneten festgestelltwerden .

Der 8 11 des Entwurfs , dessen Strich die Kommission
beantrage , bezwecke , die Bestimmungen des vorliegenden
Gesetzes auch auf das Verfahren bei Einsetzung der außer¬
ordentlichen Erbfolger im Sinne des Landtechts mit
Ausnahme des Staats in die Gewähr des Nachlassesund auf die Wirkungen dieser Einsetzungen für anwend¬
bar zu erklären . Es werde sich bei der Spezialdiskus¬
sion Gelegenheit bieten , die Gründe näher darzulegen ,die es bedenklich erscheinen ließen , diesem Paragraphen
zuzustimmen . Der Strich des 8 11 bedinge auch eine
Aenderung im Wortlaut des 8 12, welcher vor den für
die Entschließung über Ausstellung der Erbbescheinigun¬
gen zur Erhebung gelangenden Gerichtsgebühren handle .
In allen wesentlichen Punkten pflichte sonst die Kommis¬
sion durchaus der Regierungsvorlage bei und Redner
ersuche deshalb das Hohe Haus , mit den im Kommissions¬
bericht enthaltenen Modifikationen den Gesetzentwurf an¬
nehmen zu wollen , der einem Bedürfniß des redlichen
Verkehrs entspreche und von dessen Inkrafttreten sicher¬
lich eine wohlthätige Wirkung für die Rechtssicherheit zuerwarten stehe .

Der Präsident des Großh . Ministeriums der Justiz ,des Kultus und Unterrichts , Geheimerath vr . Nokk , kann
sich nach den trefflichen und erschöpfenden Ausführungendes verehrten Herrn Berichterstatters darauf beschränken
auszusprechen , daß die Großh . Regierung geglaubt habe ,da es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwürfe nicht um
die Abänderung des bestehenden Rechtes , sondern um die Er¬
gänzung einer in demselben sich immer mehr fühlbar
machenden Lücke handle , aus den in den Motiven der
Regierungsvorlage dargelegten praktischen Erwägungenden Ständen die gesetzliche Regelung der Ausstellung von
Erbbescheinigungen nach dem Beispiel anderer deutschenStaaten trotz der in nicht mehr zu ferner Zeit statt¬
findenden Einführung des allgemeinen bürgerlichen Ge¬
setzbuches im jetzigen Zeitpunkte Vorschlägen zu sollen , da
dadurch der redliche Verkehr Dritter mit den vermuth -
lichen Erben ebensowohl im Interesse dieser Erben wie
im Interesse der Dritten eine größere Rechtssicherheit
erlange und unnützen Streitigkeiten werde vorgebeugtwerden . Mit Genugthuung könne Redner konstatiren ,
daß die Gerichtshöfe des Landes , zur gutächtlichen Aeuße -
rung über den vorliegenden Gesetzentwurf aufgefordert ,
sich sämmtlich mit einer einzigen Ausnahme für die Zweck¬
mäßigkeit desselben ausgesprochen haben und daß der in¬
zwischen zum Druck gelangte Entwurf des bürgerlichen
Gesetzbuchs über die in Rede stehende Materie im Wesent¬
lichen die gleichen Bestimmungen enthalte , indem auch er
die Möglichkeit der Erlangung gerichtlicher Erbbescheini¬
gungen aus die gesetzlichen Erben beschränke und das
Verfahren behufs Erlangung der Erbbescheinigungen sowiedie Wirkung der letzteren in gleicher Weise regle . Es
werde somit , sofern der Entwurf zur Annahme gelange ,
s. Zt . bei Inkrafttreten des neuen bürgerlichen Gesetz¬
buchs eine wesentliche Aenderung der Bestimmungen über
die gerichtlichen Erbbescheinigungen nicht eintreten .

Die Großh . Regierung könne sich mit den von der
Kommission des Hohen Hauses vorgeschlagenen Abände¬
rungen , mit Ausnahme des in Antrag gebrachten Strichs
des 8 11 des Entwurfs , durchaus einverstanden erklären ;

was den letztgenannten Paragraphen anlange , der die
Anwendung der Bestimmungen des Entwurfs auch ausdie außerordentlichen Erbfolger im Sinne des Landrechtsmit Ausnahme des Staats vorsehe, so werde sich in der
Spezialdiskussion Gelegenheit bieten , auf diesen Punkt
einzugehen . Redner schließe deshalb für jetzt mit dem
Ausdrucke des Dankes gegen die vereheliche Kommission
dafür , daß dieselbe dem Regierungsentwurfe im Allge¬meinen so freundlich und wohlwollend entgegengetreten sei,und bitte um Annahme der Vorlage .

Geheimerath vr . Schulze findet , daß der vorliegende
eingehende schriftliche Bericht und der mündliche licht¬volle Vortrag des Herrn Berichterstatters für den Juri¬
sten ohne Zweifel das Wesen und die Bedeutung des
zur Verhandlung stehenden Gesetzentwurfs genugsam dar -
gethan hätten , weshalb sich Redner als Mitglied der
Kommission die Aufgabe stellt, auch denjenigen Mitglie¬dern des Hohen Hauses , die nicht Rechtsgelehrte von
Fach sind, die nicht geringe Tragweite der Vorlage ver -
ständlich zu machen.

Unter „Erben " verstehe die Rechtswissenschaft den lieber «
gang der vermögensrechtlichen Persönlichkeit eines Ver¬
storbenen auf einen oder mehrere Ueberlebende ; die
Art des Uebergangs der Erbschaft auf die Erben sei im
gemeinen — römischen — Rechte und im deutschen Rechte
grundverschieden ; nach ersterem müsse der zur Erbschaft
Berufene , um Erbe zu werden , die Erbschaft ausdrücklichantreten , es bedürfe von seiner Seite der ackitio berecki-
tatis , während nach deutschem Recht die Erbschaft im
Momente des Todes des Erblassers kraft Gesetzes ausden Erben ohne Antretungsakt , ja ohne dessen Wissenund Willen , übergehe , d. h. „ der Todte erbe den Le¬
bendigen " .

Dieser germanische Rechtsgrundsatz habe sich in den
neueren Gesetzgebungen behauptet , so insbesondere im
preußischen allgemeinen Landrecht und im französischen
Recht , wie denn der eockc civil zahlreiche deutsche Rechts¬
institute übernommen habe . So komme es, daß auch bei
uns nach dem badischen Landrecht der gesetzliche Erbe
ipso iure , d . h . ohne Erbschaftsantritt zur Erbschaft ge¬
lange . Nun könnten praktische Schwierigkeiten dadurch
entstehen , daß Jemand , der glaube , gesetzlicher Erbe zusein, in den Besitz der Erbschaft trete und in gutemGlauben Dispositionen über Bestandtheile derselben treffe ,während ein Anderer später auftritt , der behauptet , daßin Wirklichkeit nicht jener , sondern er erbberechtigt sei .
Letzterer müsse, um in den Besitz der Erbschaft zu ge¬langen , die Erbschaftsklage , Iiereckitatm petitio , anstellen ,über welche der Richter im Prozeßverfahren zu entschei¬den habe .

Stelle sich dabei heraus , daß in der That der erste
Erbschaftsbesitzer nicht wirklich Erbe sei , so werfe sich
naturgemäß die Frage auf , wie es mit den von ihm ge¬
troffenen Dispositionen über die Erbschaft zu halten sei,ob dieselben fortbestehen sollen oder nicht ; darüber ent¬
scheide die juristische Logik anders als das Verkehrsbe -
dürfniß ; erstere erkläre alle Verfügungen des Erbschafts¬
besitzers für null und nichtig, da sie davon ausgehe , daßein Unberechtigter über die Erbschaft mit rechtlicher Wir¬
kung nicht verfügen könne, deßhalb sei es auch nach rö¬
mischem — gemeinen Rechte undenkbar , daß ein Nicht -
eigenthümer durch ein Rechtsgeschäft Eigenthum an einer
Sache übertragen könne ; allein das moderne Recht trage
weniger der juristischen Konsequenz, als dem Verkehrsbe -
dürfniß Rechnung , und letzteres verlange , daß der gut¬
gläubige Dritte nicht geschädigt werde, und deßhalb seiunter Umständen ein mit einem Nichterben abgeschlossenes
Rechtsgeschäft über Gegenstände der Erbschaft rechtsver¬
bindlich ; in ähnlicher Weise habe das moderne Recht , so
namentlich das Handelsgesetzbuch, zahlreiche Fälle statuirt ,in welchen Jemand Eigenthum übertragen könne , wie¬
wohl er nicht Eigeuthümer sei . Für diesen Fall der
Kollision der Rechte des gutgläubigen Dritten , der
mit den vermeintlichen Erben kontrahirt habe , und des
wahren Erben bestimme der Entwurf , daß die von dem
ersteren abgeschlossenen Rechtsgeschäfte aufrecht zu erhal¬ten seien ; dadurch könne allerdings der wahre Erbe in
eine unangenehme Lage gesetzt werden , so z . B . dann ,wenn der vermeintliche Erbe ein werthvolles Gut ver¬
äußert habe ; allein da es unvermeidlich sei , daß einer
der Betheiligten Schaden erleide , so frage es sich nur ,
auf wessen Schultern der Nachtheil gewälzt werden solle ,und da verlange das allgemeine Verkehrsinteresse , daßder gutgläubige Dritte geschützt werde . Der Umstand ,daß bereits die Mehrzahl der deutschen Staaten ähnliche
Gesetze, wie das vorliegende , erlassen hätten , beweise aufsneue die erfreuliche Thatsache , daß trotz der Verschiedenheitdes geltenden Rechts das deutsche Rechtsbewußtsein sichin allen Theilen des Reichs einheitlich manifestire und
daß die Bedürfnisse nach Fortbildung des Rechts in allen
deutschen Ländern dieselben seien.

Das vom Entwurf vorgesehene Verfahren zur Er¬
langung gerichtlicher Erbbescheinigungen halte Redner für
durchaus zweckmäßig, insbesondere erachte er die Zustän¬
digkeit der Amtsgerichte für glücklich gewählt ; von ihnen
dürfe man erwarten , daß sie Niemanden eine Erb¬
bescheinigung ausstellen , der nicht im höchsten Grade
wahrscheinlich gesetzlicher Erbe sei . Mit gutem Grunde
spreche die Vorlage von der Ausstellung „ gerichtlicher "
Erbbescheinigungen , denn es seien die Gerichte , die die



Bescheinigungen ausstellten ; aber es handle sich nicht etwa
um einen Akt der streitigen Gerichtsbarkeit , sondern es
stehe ein rechtspolizeiliches Geschäft in Frage , das als
solches sofort Weichen müsse, sobald ein Rechtsstreit über
die Erbenqnalität anhängig werde . Redner könne sich
auch damit einverstanden erklären , daß den Amtsgerichten
hinsichtlich der Beweiswürdigung möglichst freie Hand ge¬
lassen werde , und daß insbesondere auch in ihr Ermessen
gestellt sei , ob sie im einzelnen Falle die eidesstattliche
Versicherung verlangen wollten oder nicht.

In der Praxis werde der Fall , daß eine Erbbeschei¬
nigung von Jemand erlangt würde , dem später durch
gerichtliches Urtheil die Eigenschaft eines Erben aberkannt
wird , äußerst selten Vorkommen, allein in sehr vielen Fällen
werde das Gesetz den Betheiligten zu großem Segen ge¬
reichen und deßhalb bitte Redner das Hohe Haus , dem¬
selben zuzustimmen .

Hiermit hatte die Generaldebatte ihr Ende erreicht ; in
der Spezialdiskussion ergreift zunächst zu Z 3 Freiherr
Rüdt von Collenberg das Wort , um seine Bedenken
gegen das in dem genannten Paragraphen festgesetzte Be¬
weisverfahren geltend zu machen , indem er betont , dem
Richter solle möglichste Freiheit hinsichtlich der Beweis¬
würdigung eingeräumt werden . Diesem Postulate ent¬
spreche der 8 3 nicht und seine Bestimmungen über die
Beweisführung würden unter Umständen von den Bethei¬
ligten als Belästigungen empfunden werden . Handle es
sich doch nicht um einen Rechtsstreit , sondern nur um die
Feststellung von Thatsachen im rechtspolizeilichen Ver¬
fahren , in welchem noch mehr wie im Prozesse der Grund¬
satz der freien Beweiswürdigung zur Anwendung zu
kommen habe . Dieser Grundsatz jedoch werde im Ab¬
satz 3 des fraglichen Paragraphen durchbrochen , indem
dort bestimmt sei , daß der Beweis gewisser Thatsachen ,
soweit sie nicht bei dem Gerichte offenkundig seien , nur
durch öffentliche Urkunden sollte geführt werden können .
Redner würde es gerne sehen , wenn hierbei neben der
Gerichtskundigkeit auch die Ortskundigkeit Berücksichtigung
fände , da es in vielen Fällen ortskundig sein werde , wer
Erbe des Verstorbenen sei , und es dann mit Recht als
Last von den Betheiligten empfunden würde , wenn sie
diese ortskundige Thatsache noch durch öffentliche Urkunden
zu beweisen Hütten . Zudem würde es oft mit großen
Schwierigkeiten verbunden sein, die erforderlichen öffent¬
lichen Urkunden zu beschaffen , namentlich , wenn es sich
darum handle , zu beweisen, daß besser berechtigte Erben
weggefallen seien .

Man werde dem entgegenhalten , daß der Schwierigkeit
der Beschaffung öffentlicher Urkunden im § 3 des Ent¬
wurfs ja Rechnung getragen werde , indem in demselben
ausnahmsweise andere Beweismittel für zulässig erklärt
würden . Allein der Richter müsse, bevor er dieselben
zulasse , den Nachweis verlangen , daß und warum öffent¬
liche Urkunden nicht oder nur schwer zu beschaffen seien,und es werde somit der Antragsteller in diesem Falle
einen doppelten Beweis zu führen Wen . Redner glaube ,man dürfe zu unfern Gerichten das Vertrauen hegen , daß
sie auch ohne beschränkende Beweisvorschriften die Erb¬
bescheinigung nur nach gewissenhafter Prüfung aller in
Betracht kommenden Thatsachen ausstellen würden , und
er sei deshalb bereit , wenn er hoffen könne, im Hause
Unterstützung zu finden , einen Abänderungsantrag zu
8 3 einzubringen .

Der Berichterstatter , Landgerichtspräsident I ) r . v .
Rotteck , tritt den Ausführungen des Vorredners ent¬
gegen , indem er bemerkt , wenn § 3 vorschreibe , daß hin¬
sichtlich gewisser Thatsachen der Nachweis durch öffent¬
liche Urkunden zu führen sei , so habe dies seinen gutenGrund , einmal , weil über die zu beweisenden Thatsachen
öffentliche Urkunden existirten , und zum andern , weil man
über jene ein durchaus zuverlässiges Beweismaterial haben
müsse . Den von Freiherrn v . Rüdt geltend gemachtenBedenken werde durch Absatz 2 hinreichend Rechnung
getragen , wonach , wenn öffentliche Urkunden schwer zu
beschaffen seien , die Angabe anderer Beweismittel genüge .Weiter in dieser Beziehung zu gehen empfehle sich nicht,insbesondere erscheine es nicht rathsam , auf die soge¬nannte Ortskundigkeit , d . h . auf ein allgemeines Gerede
großes Gewicht zu legen , und Redner glaube daher , das
Haus solle an der Fassung des 8 3 festhalten .

Geheimerath I)r . Nokk erklärt , daß die Großh . Re¬
gierung in dieser Frage vollkommen die Anschauungendes Herrn Berichterstatters theile ; die sehr erheblichen
rechtlichen Folgen , welche das Gesetz an die Ausstellungder Erbbescheinigung knüpfe , ließen es wünschenswerth
erscheinen , einen sicheren Beweis der Thatsachen zu ver¬
langen , aus welchen die Erbenqualität des Antragstellers
sich ergebe . Darin stimme Redner mit dem Herrn Frhrn .v . Rüdt überein , daß im Allgemeinen dem Gerichte mög¬
lichste Freiheit hinsichtlich der Beweiswürdigung einge¬räumt werden solle ; allein dies freie Ermessen sei ja zu¬
gestanden auch in Beziehung auf die Frage , ob es mit
erheblichen Schwierigkeiten verbunden sei , öffentliche Ur¬
kunden beizubringen , in welchem Falle von dem Beweise
durch solche abgesehen werden könne, und somit entscheide
auch hinsichtlich der dem Urkundenbeweise vorbehaltenen
Thatsachen in letzter Reihe doch das Ermessen des Richtersüber die Art und Weise der Beweisführung . Deßhalb
glaube Redner , das Hohe Haus solle an

'
der Fassungdes 8 3 festhalten , die einerseits die erforderliche Rechts¬

sicherheit gewährleiste und andererseits das freie Ermessendes Gerichts nicht zu sehr beenge .
Zu 8 4 weist Freiherr v . Rüdt darauf hin , daß die

öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots nach dem Ent¬
würfe durch zweimalige Einrückung in dasjenige Blatt
zu geschehen habe , welches für den Sitz des Gerichts
zur Veröffentlichung der amtlichen Bekanntmachungen be¬
stimmt sei . Diese Vorschrift erscheine nicht nöthig , da
denjenigen Erben , welche in weiter Ferne weilten , das

betreffende Zeitungsblatt nicht zu Gesicht komme, wäh¬
rend den im Bezirk wohnenden Erben , von denen man
annehmen könne, daß sie die betreffende Zeitung lesen,
der Todesfall ohnehin bekannt sein werde . Deßhalb
glaube Redner , das Gesetz solle die Einrückung des Auf¬
gebots in das richterliche Ermessen stellen.

Der Berichterstatter , Landgerichtspräsident De. v .
Rotteck , hebt dem gegenüber hervor , daß ja die Frage ,
ob überhaupt das öffentliche Aufgebot stattfinden solle,
in das Ermessen des Gerichts gestellt sei . Werde diese
Frage bejaht , so erscheine es durchaus sachgemäß , daß
die Bekanntmachung des Aufgebots da erfolge , wo die
richterliche Thätigkeit statthabe . Wenn auch die Bethei
ligten , an welche sich das Aufgebot richte , meist in weiter
Ferne sich aufhielten , so hätten dieselben doch in der
Regel an Ort und Stelle noch Freunde und Verwandte ,
durch welche sie von dem im Amtsverkündigungsblatte
eingerückten Aufgebot Nachricht erhalten könnten .

Ministerialrath D orner : Die Großh . Regierung pflichte
den Ausführungen des Herrn Berichterstatters durchaus
bei ; zudem sei der Fall sehr wohl denkbar , daß sich im
Leserkreise der im Absatz 2 bezeichneten Blätter Inter¬
essenten finden , namentlich wenn Verwandte entfernterer
Grade zur Erbschaft berufen seien . Die fragliche Be¬
stimmung befinde sich in Uebereinstimmung mit den Vor¬
schriften anderer Gesetze über die öffentlichen Bekannt¬
machungen , insbesondere mit den durch die Novelle vom
4 . April 1882 getroffenen Bestimmungen über die Be¬
kanntmachungen im Aufgebotsverfahren bei Liegenschaften .
Redner bitte daher um Annahme des 8 4 in der Fassung
des Entwurfs der Großh . Regierung .

Das Haus beschließt demgemäß .
Zu 8 5 bemerkt Senatspräsident I)r . v . Stoesser ,

der Absatz 3 laute :
„Die Erbbescheinigung soll nicht ertheilt werden , so

lange ein Rechtsstreit über das Erbrecht anhängig ist" ,
während aus 8 2 Ziffer 6 hervorgehe , daß unter obiger
Voraussetzung die Erbbescheinigung über das Erbrecht
nicht ertheilt werden darf . Nachdem einmal in der
neueren Gesetzgebung ein Unterschied zwischen „soll nicht" ,
„kann nicht " , „ darf nicht "

, „ hat nicht " rc . gemacht werde ,
könnte .aus der Fassung des 8 5 geschlossen werden
wollen , daß ausnahmsweise auch bei anhängigem
Rechtsstreit die Erbbescheinigung ertheilt werden dürfe .
Redner möchte deshalb anregen , ob statt des Wortes
„soll " im 8 5 nicht besser „ darf " zu setzen sei.

Der Kommissionsbericht führe aus , daß gegen die Zu¬
rückweisung des Gesuchs dem Antragsteller zweifellos
gemäß 88 23 Ziff . 3 , 24 des Rechtspolizeigesetzes die
Beschwerdeführung an das Landgericht als Rechtsmittel
zustehe . Ob auch gegen die Ertheilung der Erbbeschei¬
nigung einem etwaigen Gegner des Antragstellers das
Rechtsmittel der Beschwerde zukomme, tberde als zweifelhaft
bezeichnet und unentschieden gelassen . Redner glaube , daß
auch die letztere Frage unbedingt zu bejahen sei und hätte es
für wünschenswerth gehalten , wenn dieser Gegenstand im
Gesetzentwürfe behandelt worden wäre . Sodann besage der
Bericht , daß die Frage zu erwägen sein dürfte , ob nicht
das Amtsgericht , wenn erst nach der Ertheilung der Erb¬
bescheinigung ein Rechtsstreit über das Erbrecht anhängig
werde , dieselbe nicht wieder auf Antrag oder von Amts¬
wegen aufheben könne . Redner glaube , daß dem Amts¬
gericht diese Befugniß unbedingt zustehe, auch ohne daß
im Gesetze darüber eine Bestimmung enthalten sei .

Ministerialrath Dorner : In der Vorschrift des Ge¬
setzentwurfes , die Erbbescheinigung solle nicht ertheilt
werden , so lange ein Rechtsstreit über das Erbrecht an¬
hängig ist, sei mit hinreichender Deutlichkeit ausgedrückt ,
daß das Gericht in dem letzteren Falle , wie auch in den
Regierungsmotiven bemerkt , die Erbbescheinigung stets
zu versagen habe ; der Charakter der Vorschrift als einer
die Gerichte schlechthin bindenden Norm scheine hierdurch
außer Zweifel gestellt . Was die Frage der Zulässigkeit
einer Beschwerde gegen die Ertheilung der Erbbescheini¬
gung von Seite etwaiger Gegner des Antragstellers an¬
lange , so sei dieselbe in dem Entwürfe nicht behandelt ,
weil die Großh . Regierung geglaubt habe , ihre Ent¬
scheidung der Praxis der Gerichte bei Anwendung des
Gesetzes überlassen zu sollen . Hingegen theile die Großh .
Regierung die Auffassung nicht, daß das Amtsgericht eine
von ihm ausgestellte Erbbescheinigung nachmals , wenn
dieselbe sich- als eine irrige erweise , auf Antrag oder von
Amtswegen wieder aufheben könne . Zu einer solchen Be¬
fugniß hätte es nach des Redners Ansicht einer besonderen
Bestimmung in dem Entwurf bedurft ; iu Ermangelung
einer solchen bleibe dem besser Berechtigten , nachdem
einmal die Erbbescheinigung ertheilt sei, nichts übrig , als
den Rechtsweg zu betreten ; darin könne allerdings eine
Erschwerung der Rechtslage des wahren Erben erblickt
werden ; allein dieses Bedenken falle deßhalb weniger in
das Gewicht , weil die Fälle nachträglicher Anfechtung der
Erbbescheinignng gewiß nur höchst selten sein werden und
weil gegebenen Falls daß Prozeßgericht im Wege einst¬
weiliger Verfügung aus Antrag rasch Abhülfe schaffen
könne . Von Aufnahme einer die nachträgliche Zurück¬
nahme ertheilter Erbbescheinigungen zulassenden Bestim¬
mung , die sich auch in den gleichartigen Gesetzen anderer
Bundesstaaten nicht finde , sei, weil dieselbe hiernach durch
ein praktisches Bedürfniß nicht geboten schien und außer¬
dem tiefer in das materielle Recht eingegriffen hätte , ab¬
gesehen worden .

Der Berichterstatter , Landgerichtspräsident vr . v.
Rotteck , hält eine Ersetzung des Wortes „soll " im 8 5
durch „ darf " nicht für geboten , da Zweifel über die Be¬
deutung der Bestimmung des Abs. 3 nicht wohl entstehen
könnten .

Was die Frage der Rechtsmittel anlange , so glaube
er, daß , weil der Gesetzentwurf eine Bestimmung darüber
nicht enthalte , die Rechtsmittel des Rechtspolizeiverfah¬

rens anwendbar seien . Deßhalb unterliege es keinem
Zweifel , daß dem Antragsteller gegen die Zurückweisung
des Gesuchs die Beschwerde an das Landgericht zustehe ;
eher könne man verschiedener Meinung darüber sein , ob
auch gegen die Ertheilung der Erbbescheinigung einem
etwaigen Gegner des Antragstellers das Rechtsmittel der
Beschwerde zukomme ; allein auch diese Frage glaube
Redner bejahen zu sollen .

Nach einer kurzen Bemerkung des Senatspräsidenten
vr . v . Stoesser , welcher erklärt , daß er sein Bedenken
wegen des Wortes „soll" nach den gegebenen Erläute¬
rungen nicht weiter aufrechterhalte , wird 8 5 nach dem
Antrag der Kommission unverändert angenommen .

Zu 8 11 begründet der Berichterstatter , Landgerichts¬
präsident Or . v . Rotteck , den Kommifsionsantrag , welcher
den Strich des ganzen Paragraphen in Vorschlag bringt ,
indem er ausführt , daß unser Landrecht drei Arten von
außerordentlichen Erbfolgern kenne , nämlich die natür¬
lichen Kinder , den überlebenden Ehegatten und den Staat .
Die genannten Erbfolger gelangten nicht wie die gesetz¬
lichen Erben kraft Gesetzes in Besitz und Gewähr des
Nachlasses , sondern sie bedürften einer gerichtlichen Ein¬
setzung , welche bis jetzt auf Grund eines im Landrecht¬
satz 770 geregelten Verfahrens stattfinde . Dieses Ver¬
fahren solle sich gemäß 8 11 des Entwurfs künftig nach
den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes richten , so¬
weit es sich nicht um die Einsetzung des Staats handle .

Die Kommission habe nun aus verschiedenen Gründen
die Ablehnung dieses Paragraphen vorgeschlagen ; ein¬
mal bestehe bei der außerordentlichen Erbfolge das Be¬
dürfniß , ein die Einsetzung ordnendes Verfahren zu schaf¬
fen und die rechtliche Wirkung der Einsetzung zu bestim¬
men , nicht, da das Verfahren sowohl als die Wirkungen
in L . -R .- S . 770 —773 gesetzlich geregelt seien ; sodann
erscheine es bedenklich, die rechtliche Wirkung der Erbbe¬
scheinigung im Sinne der 88 6 und 7 des Entwurfs auf
die außerordentliche Erbfolge auszudehnen . Abgesehen
davon , daß zwischen beiden Erbfolgen schon der wesent¬
liche Unterschied sei, daß die gesetzlichen Erben kraft Ge¬
setzes in Besitz und Gewähr treten und die ihnen zu
Theil werdende Erbbescheinigung nur eine Beurkundung
ihres Erbrechts , nicht die Beschaffung desselben bedeute ,
während bei der außerordentlichen Erbfolge erst die Ein¬
setzung das Recht auf den Nachlaß gewähre , bedingten
auch die L . -R . - S . 769 , 771 , 772 und 773 weitgehende
Verschiedenheiten .

Dazu komme noch ein anderer Grund , welcher für
Redner ausschlaggebend sei , nämlich die gänzliche Ver¬
schiedenheit der tatsächlichen Verhältnisse bei der ge-
fetzlichen und der außerordentlichen Erbfolge ; die gesetz¬
lichen Erben würden in weitaus den meisten Fällen nahe
Verwandte des Erblassers sein , die eine Uebersicht über
das Verwandtschaftsverhältniß hätten und sagen könnten ,
wer ihnen im Erbrecht vorgehe , wenn er nicht ausge¬
fallen wäre ; sie feien somit meist ohne Schwierigkeit in
der Lage , dem 8 2 zu genügen und die erforderlichen
Beweise beizubringen . Anders hingegen bei der außer¬
ordentlichen Erbfolge , denn sie trete eben nur dann ein ,
wenn keine erbfähigen Verwandten bis einschließlich zum
12 . Grad vorhanden feien . Der Erbfolger müßte daher ,
um die Einsetzung in die Gewähr des Nachlasses zu er¬
langen , darthun , ob Verwandte des Erblassers bis zum
12 . Grad vorhanden waren und auf welche Weise die¬
selben weggefallen sind , d . h . er müßte die ganze Genea¬
logie des Erblassers im einfachsten Falle bis auf den
Urgroßvater seines Urgroßvaters zurück durchgehen , eine
Aufgabe , die wohl die wenigsten Leute erfüllen könnten .
Deshalb erlasse Landrechtssatz 770 dem Erbfolger den
Nachweis des Nichtvorhandenseins von gesetzlichen Erben
und sehe statt dessen eine 3malige Verkündung des Ein¬
weisgesuchs in Form eines öffentlichen Ausschreibens
vor , von welchem nicht dispensirt werden könne . Redner
glaubt , dieser Grund sei durchschlagend ; deshalb passe
das im Entwurf zur Erlangung von Erbbescheinigungen
vvrgeschriebene Verfahren nicht für die außerordentliche
Erbfolge . Die Rücksicht auf die Ersparniß der durch das
öffentliche Ausschreiben verursachten Kosten komme dem
gegenüber nicht weiter in Betracht , da beim Verfahren
nach 88 2 und 3 des Entwurfs den Betheiligten durch
die Beischaffung der erforderlichen Beweismittel , insbe¬
sondere der öffentlichen Urkunden , ohne Zweifel noch
größere Auslagen würden verursacht werden . Zudem
würde auch nach dem Entwürfe in solchen Fällen ohne
Zweifel vom Amtsgerichte ein Aufgebotsverfahren ein¬
geleitet und die Einrückung desselben in öffentliche
Blätter werden , da die Einweisung in die Gewähr der
Erbschaft nicht verfügt werden könnte , ohne den unbe¬
kannten gesetzlichen Erben Gelegenheit zur Wahrung ihrer
Rechte gegeben zu haben . Wenn endlich zur Begrün¬
dung des 8 11 angeführt werde , es solle dadurch die
Kontroverse über die Wirkungen der Einsetzung in die
Gewähr des Nachlasses abgeschnitten werden , so sei dem
entgegenzuhalten , daß nach der von beinahe allen Ge¬
richten adoptirten herrschenden Meinung die Einsetzung
die rechtlichen Wirkungen des 8 1 des Entwurfs habe ,
allein erst nach Ablauf der 3 Jahre , während welcher
gemäß L .-R . - S . 771 von dem Erbfolger Sicherheit ge¬
leistet werden muß .

Redner bitte daher , den Kommissionsantrag anzu¬
nehmen .

Ministerialrath Dorner : Die Großh . Regierung
würde es für wünschenswerth erachten , wenn der 8 11
der Vorlage seitens des Hohen Hauses angenommen
würde . Auch wenn man mit der verehrlichen Kommission
auf dem Standpunkt stehe, daß im jetzigen Zeitpunkt mit
Rücksicht auf die bevorstehende Einführung des allgemei¬
nen bürgerlichen Gesetzbuchs nur noch Lücken der Gesetz¬
gebung ausgefüllt , bestehende Rechtssätze aber nicht ohne
dringende Gründe mehr geändert werden sollen, erscheine



die Beibehaltung dieses Paragraphen gerechtfertigt.Derselbe sei in der That bestimmt , eine Lücke des Land¬
rechts zu ergänzen, das keine Bestimmung über die Wir¬
kungen der Erbeinweisung des außerordentlichen Erb¬
folgers für den Verkehr desselben mit Dritten enthalte.Diese Wirkungen seien bestrittene und der von dem HerrnBerichterstatter vvrgetragenen Ansicht stünden zwei andere
Meinungen entgegen und deßhalb glaube Redner , solltein den vorliegenden Entwurf eine Bestimmung ausge¬nommen werden , welche jene Lücke ausfülll und damit auf
diesem Gebiete den redlichen Verkehr schütze . Ebenso ließenes Gründe , die das Verfahren betreffe , als wünschens -
werth erscheinen, den 8 11 beizubehalten. Es habe näm¬
lich zum Zwecke der Einweisung der außerordentlichen
Erbfolger das Gericht völlig die gleiche Prüfung vorzu¬nehmen wie zum Zwecke der Erbbescheinigung auf Antragdes Gesetzeserben . Es handle sich in beiden Fällen gleich¬mäßig darum, festzustellen , daß das persönliche Verhält-niß zum Erblasser, worauf das Erbrecht bezw . Erbfolge¬
recht beruht, besteht, daß andere besser oder gleich Berech¬
tigte nicht vorhanden sind u . s. w . Es würde deßhalb eine
Anomalie sein, . wenn infolge Annahme des Kommissions -
antrags für die inhaltlich gleiche Thätigkeit des Gerichts,je nachdem sie zu dem einen oder anderen Zweck geschehe,ein verschiedenartigesVerfahren vorgeschrieben sein würde.Man könne die Frage aufwerfen , ob nicht diese Ano¬
malie dadurch beseitigt werden solle , daß L . -R .-S . 770
auch auf das Verfahren bei Ausstellung gerichtlicher Erb -
bescheinigungen ausgedehnt werde, allein das würde, wie
auch die Kommission anerkannt habe, durchaus nicht zweck¬
entsprechend sein, und es bleibe somit nur übrig , die Be¬
stimmungen des Gesetzentwurfs auch auf das Verfahren
wegen Einsetzung der außerordentlichen Erbfolger in den
Nachlaß auszudehnen. Für diese Behandlungsweise spreche
auch die in der Praxis häufig hervortretende Thatsache,daß das obligatorische Aufgjkbotsverfahren und insbeson¬dere die dreimalige Einrückung des Aufgebots in öffent¬
liche Blätter als drückend empfunden würden, namentlichin Fällen , wo der Nachlaß klein oder überschuldet sei und
wo der Ehegatte die Erbschaft übernimmt, obwohl gesetz¬
liche Erben vorhanden sind , um aus Pietät gegen den
Verstorbenen den Konkurs hintanzuhalten . Auch der vom
Herrn Berichterstatter zuletzt erwähnte Grund für den
Strich des ß 11 fei für Redner nicht durchschlagend ,denn es könnten Fälle ähnlich denjenigen , welcheder Herr Berichterstatter vorgeführt habe , auch beider gesetzlichen Erbfolge eintreten ; man denke sich nur,ein der männlichen Linie der Verwandten zugehö¬riger gesetzlicher Erbe III . oder IV . Klasse bean°
trage die Erbbescheinigung, so können mit ihm Ver°
wandte der andern ' Linie bis zum 12 . Grad kon-
kurriren . Wenn es daher richtig wäre , was der HerrBerichterstatter ausführte , so müßte auch hier der Antrag¬steller alle von demselben bezeichnten, bis zum 12 . Grad
zurückgehenden Angaben zur Begründung des Antrags
machen , wozu derselbe augenscheinlich außer Stande sei.Allein in diesem Sinne fei 8 12 des Entwurfs nicht auf¬
zufassen . Wie auch aus den Motiven der Regierungs¬
vorlage hervorgehe, wolle jene Bestimmung vielmehr dem
Antragsteller nicht mehr zumuthen, als daß er hinsichtlichder im 8 2 bezeichnten Verhältnisse Alles angibt , waser weiß , und daß er die Behauptung , es sei ihm nichtmehr als das Angegebene bekannt , nach 8 3 des Ent¬
wurfs an Eidesstatt versichere . Es könne also nicht dem
Antragsteller auferlegt werden, jene Negativen zur vollen
Ueberzeugung zu beweisen ; gerade zur Ergänzung der
Nachweise in negativer Beziehung sei das öffentliche Auf¬gebot vorgesehen , und deshalb sei Redner nach wie vorder Ueberzeugung , daß die Bedenken des Herrn Bericht¬erstatters gegen 8 11 nicht begründet seien .

Geheimen Hofrath 1>r. v . Holst haben die Ausfüh¬
rungen des Herrn Regierungskommissärs nicht überzeugenkönnen ; das einzige praktische Moment , was für die
Beibehaltung des 8 11 ins Feld geführt werde , sei die
Höhe der Kosten einer 3maligen Insertion nach L .R .S .770 . Allein diese Kosten seien , wie in der Kommission
angestellte Berechnungen ergeben hätten , an sich nicht
erheblich , wenn gleich Fälle Vorkommen könnten, , wo
sie immerhin drückend empfunden würden, so nament¬
lich dann , wenn eine Erbschaft aus Pietät zur Vermei¬
dung des Konkurses angetreten worden sei . Auch ent¬
spreche das Zmalige obligatorische Aufgebot einem Ver¬
kehrsbedürfnisse , da bei der deutschen Wanderlust die
betheilgten Familienglieder oft in aller Herren Länder
zerstreut seien. Redner bitte daher, den Kommissions¬antrag anzunehmen.

Senatspräsident I)r ' v . Stoesser glaubt ebenfalls,daß sich bei der außerordentlichen Erbfolge ein Auf¬
gebotsverfahren gar nicht

'
umgehen lasse und daß die

Kosten der Zmaligen Einrückung nicht zu erheblich seien ;die wesentlichsten Kosten bestünden in den Auslagen fürdie Aufstellung des Erbverzeichnisses gemäß L . -R . -S . 769und diese würden ja auch bei Annahme des 8 H nichtin Wegfall kommen. Durch den Gesetzentwurf solle nureine bestehende Lücke ausgefüllt werden, aber hinsichtlichder Einweisung der außerordentlichen Erbfolger bestehekeine Lücke, und was die Kontroverse über die Wirkun¬
gen der Einsetzung in die Gewähr anlange , so habe die¬
selbe zu Unzuträglichkeiten noch nicht geführt , da die vom

Herrn Berichterstatter vorgetragene Meinung allgemein alsdie herrschende adoptirt sei . Nur in das elsaß-lothringischeGesetz habe man eine dem 8 11 analoge Bestimmung ausge¬nommen , allein dieselbe habe in erster Reihe den Zweck ge¬habt, für das Verfahren wegen Einsetzung der außerordent¬lichen Erbfolger in die Gewähr die Zuständigkeit der Amts¬
gerichte zu begründen, da vorher in Elsaß-Lothringen die
Landgerichte dafür zuständig gewesen seien.Redner glaubt daher , daß für Baden kein Bedürfnißvorliege den L -R. -S . 770 außer Wirkung zu setzen.
Nach einem kurzen Schlußworte des Berichterstatterswird hierauf der Strich des 8 11 des Entwurfs nachdem Kommissivnsantrag einstimmig beschlossen.Damit hatte die Spezialdiskussion ihr Ende erreichtund es erfolgte sodann die einstimmige Annahme des
ganzen Gesetzentwurfs in namentlicher Abstimmung

Nus Frankreich .
T Paris , 23 . Jan . Die Deputirtenkammer stehtam Beginne der Budgetberathung, bei welcher die Probeauf die Lebensfähigkeit des Kabinets gemacht werdenwird. Der Budgetausschuß der Deputirtenkammer hatdie finanz-politischen Pläne des Herrn Tirard bekanntlichso stark beschnitten , daß zwischen ihm und der Regierungkeine Einigung erzielt worden ist, und Herr Tirard wirdnun sein Glück beim Plenum der Kammer versuchen

müssen . Die Radikalen treten in die Budgetberathungmit dem offen angekündigten Vorsatze ein , das Ministe¬rium Tirard zu Fall zu bringen. Sie würden vielleichtrascher zu diesem Ziele gelangen, wenn nicht die Frage,wer bei einem Kabinetswechsel Herrn Tirard ersetzensoll , so außerordentliche Schwierigkeiten darböte . Man
sucht unter den republikanischen Politikern von klang¬vollem Namen vergebens nach einem, dessen Einflußgroß genug wäre , um eine parlamentarische Mehrheit
zu Stande zu bringen. Die Debatte , welche am Mon¬
tag über die Interpellation Lamarzelle stattfand , hat die
Unvereinbarkeit der beiden republikanischen Richtungen
überzeugend dargethan und die praktische Undurchführ¬barkeit der vielgerühmten coneentration röpablieain6
nachgewiesen . Wenn Herr Tirard gestürzt werden sollte ,so würde nicht eine Klärung , sondern eine noch größereVerwirrung der parlamentarischen Lage die Folge davon
sein . Die Radikalen machen sich zwar große Hoffnungenauf die Erbschaft Tirard's und in der Thal werden vor¬
zugsweise die Namen radikaler Politiker oder solcher,die der radikalen Partei nahestehen , insbesondere die
Namen Goblet, Floquet, Freycinet genannt ; aber wenn
auch jeder von diesen drei Männern persönlich einfluß¬
reicher ist als Herr Tirard, so wäre doch keiner von
ihnen in der Lage, ein Ministerium der republikanischen
Konzentration zu bilden . Vielleicht erweist sich diese Un¬
gewißheit darüber , was nach einem Sturze des Ministe¬riums Tirard geschehen soll , als ein Bundesgenosse des
Ministeriums und fristet dem letzteren noch eine Zeitlang das Leben ; überwiegend ist in der Presse allerdingsdie Meinung , daß uns eine Ministerkrisis nicht erspartwerden wird. Das Vertraüensvotum , das dem Kabinet
am Montag ertheilt wurde , hatte lediglich eine vorüber¬
gehende momentane Bedeutung. Immerhin verschärftedie Debatte über die Interpellation Lamarzelle die Feind¬
schaft zwischen den Radikalen und dem Kabinet und die
ersteren werden nicht zögern , zum Angriffe auf die Re¬
gierung überzugehen .

Grotzherzogthmn Baven.
Karlsruhe , den 25 . Januar .

Bruchsal , 23 . Jan . (Holzversteigeruug . ) Bei denin letzter Zeit abgehaltenen Holzversteigerungen der BezirksforsteiBruchsal wurden namentlich infolge der starken Konkurrenz aus¬
wärtiger Bieter recht erhebliche Preise erzielt. Für Nutzscheit¬holz wurde durchschnittlich gezahlt : hainbuchenes 13 M . 56 Pf .der Ster , rothbuchenes 10 M . , eichenes 1 . Klasse 27 M . 9 Pf . ,2. Klasse 21 M . 19 Pf . , 3 . Klasse 17 M . 62 Pf . , eschenes 21 M .80 Pf . , erlenes 1 . Klasse 16 M . 84 Pf . , 2. Klasse 19 M . FürStammholz wurde erlöst der Kubikmeter Rothbuche 25 M . 89 Pf . ,Hainbuche 26 M . 27 Pf . , Eichen 1 . Klasse 53 M . 68 Pf . ,2. Klasse 37 M . 37 Pf . , 3 . Klasse 29 M . 27 Pf . , 4. Klasse24 M . 10 Pf . , Eschen 1 . Klaffe 59 M . 38 Pf . . 2. Klasse 42 M .63 Pf . , Rothnlmen 32 M . 17 Pf . , Erlen 29 M . 17 Pf . , Linden50 M . 89 Pf . , Pappeln 20 M . 70 Pf . , Forlen 1 . Klaffe 20 M .90 Pf . , 2. Klaffe 13 M . 4 Pf .

L Freiburg , 22 . Jan . (Vereinsversammlung .) Der
älteste Arbeiterverein unserer Stadt , die unter dem ProtektorateSr . Königl . Hoheit des Großherzogs stehende Kranken - .Alters - und Sterbekasse der Freiburger Fabrik¬arbeiter hielt heute Nachmittag im Saale des kath . Vereins -
Hauses ihre sehr zahlreich besuchte Generalversammlung . Nachdem von dem Vereinsvorstand , Herrn Buchhändler Hutter ,erstatteten Rechenschaftsbericht pro 1887 betrug am 31 . Dezember1886 die Zahl der Mitglieder 687 , davon sind ausgetreten 23,gestorben 10, cs verblieben also 654 , zu welchen 7 neu eingetre¬ten sind , so daß zu Ende 1887 die Mitgliederzahl 661 betrug .Die Einnahmen ergaben 10 432 M - 63 Pfg . , die Ausgaben10122 M . 67 Ps . , so daß eine Mehreinnahme von 309 M . 96 Pfg .vorhanden ist. Der Vermögensstand betrug am 31 . Dez. 1887die Summe von 22 249 M . 95 Pfg , der Stand am 31 . Dez. 1886
war 21939 M . 99 Pf . Die Ursache des guten finanziellenResultatesliegt hauptsächlich in dem günstigen Krankenstand gegenüber dem

Handel und Verkehr .

Handelsberichte.
Köln . 24 . Jan . Weizen , fremder , loco 18.75 , hiesigerloco 17 .50, Per März 17.80, per Mai 18 .20 , per Juli 18 .60.Roggen fremder , loco 14 .25 , diesiger , loo« 13 .50 , per März12 .80 , per Mai 13.05 , per Juji 13 .30 . Rüböl per 50 Kg .loco 25 . 70 , per Mai 25.— , per Oktober per IM Kg . 49 .— .Hafer hiesiger loco 13.50.
Brcmim , 24 . Jan . Petroleum -Markt . Schlußbericht. Stau -

dart white loco 8 .25 . Weichend . Amerik . Schweineschmalz, Wilcox,nicht verzollt 37^ .
Antwerpen , 24 . Jan . Petroleum - Markt . Schlußbericht.

^ Raffin . , Type weiß , dispon. 19 , per Januar 18 ' > , perFebruar 18, per Septbr . - Dezbr. 17^« . Weichend AmerikanischesSchweineschmalz disponibel, 89 Ve Frcs .
Paris . 24. Jan . Rüböl per Januar 55 .25 , per Februar 55 . 25 ,per März -Juni 55 .50 , per Mai - August 55 .50. Träge . —

Spiritus per Jan . 46 .—, per Mai -Aug. 47 . 75 . Still . — Zucker ,' weißer , disp . , 'Nr . 3, per Januar 41 .25, per März -Juni 42 .25 .

Vorjahre , während die etwas verminderte Mitgliederzahl auf dieGründung anderer Krankenkaffen zurückzuführen ist. Die im»origen Jahre vollzogene Veränderung der Statuten wurde zurKenntniß des hohen Protektors gebracht und erfolgte darauf ausdem Geheimen Kabinet Seiner Königlichen Hoheit ein anerken¬nendes Schreiben für die Bestrebungen des Vereins und eineWürdigung der Verdienste des leider zu früh verstorbenen Ber -
einsvorstandes, Herrn Fabrikanten Kuenzer. Anschließend andiese Mittheilung des Vorsitzenden wurde von der Versammlung ,in welcher zwischen 300 bis 400 Arbeiter anwesend waren , einbegeistertes Hoch auf Höchstunsern Landeshcrrn ausgebracht. Der
zum Vereinsvorstand wiedergewählte Herr Hutter mahnte zumSchluffe Arbeitgeber und Arbeiter zu freundlichem Zusammen¬halt , wofür der Verein stets wirksam thätig war, und zum Fern¬halten aller diese Eintracht störenden Einwirkungen.

Landwirthfrsiastl. Besprechungen und Versammlungen.
Ueberlingen . Sonntag den 29 . d . M „ Nachm . ' ^ 3 Uhr,im Gasthaus zum Engel in Owingen Besprechung über dieFrage der Gründung einer Vichzuchtgenoffenschaft im Amtsbe¬

zirk Ueberlingen, eingeleitet durch einen Vortrag des Herrn Be¬
zirksthierarztes Heitzmann von Meßkirch .

Villingen . Sonntag den 29. d. M . , Nachm. 2 Uhr , im
Löwenwirthshause zu Kirchdorf landw. Bezirksversammlung.Tagesordnung : Rechenschaftsbericht und Rechnungsablage, För¬derung der Rindviebzucht , Gründung einer Luchwiehgcnoffen-schaft rc.

Kenzingen . Sonntag den 29 . d . M . , Nachm . 2 Uhr, imLöwensaale dahier Generalversammlung. Tagesordnung : 1 . Ab-hör der Vereinsrechnung, 2. Rechenschaftsbericht über die Thätig¬keit des Vereins pro 1837 , 3. landw. Besprechung , eingeleitetdurch einen Vortrag des Herrn Landwirthschaftslehrers Römervon Freiburg über „ Geflügelzucht" .
Baden . Sonntag , den 29 . d . M „ Nachm . 3 Uhr , im Gast¬haus zur Krone in Haueneberstein landw . Besprechung über

„Handelsgewächsbau (speziell Tabak- und Kartoffelban)" . HerrHofrath Ur . Neßler aus Karlsruhe hat die Erstattung des ein¬leitenden Vortrages übernommen.
Mosbach . Sonntag den 29 . d . M . , Nachmittags V-3 Uhrim Gasthaus zur Krone hier Bezirksversammlung. Tagesord - ,nung : 1 . Rechenschaftsbericht für 1887 , 2. Genehmigung derRechnung für 1887 , 3. Aufstellung des Voranschlags für 1888 ,4. Vortrag des Herrn Oberregierungsraths Dr . Lydtin überGründung einer Farrenauszucht- Station im XIII . Gau , 5 . Be¬stimmung der im Jahre 1888 abzuhaltendenlandw. Besprechungen.Adelsheim . Sonntag den 29 . d. M . , Nachm- 2 Uhr,im Gasthaus zur Linde in Adelsheim Bezirksversammlung.Tagesordnung : 1 . Erstattung des Rechenschaftsberichts für 1887 ,2. Vorlage und Genehmigung der Bereinsrechnung für 1887 ,3 . Aufstellung und Genehmigung des Voranschlags für 1888 ,4 . Wahl des Vorstandes und der Direktionsmitglieder, 5. Er¬richtung einer Farrenweide für den XIII . Gauverband, 6 . Vor¬trag des Herrn LandwirthschaftsinspektorsMartin aus Tauber¬bischofsheim über „ landwirthschaftliche Konsumvereine " .
Gengenbach . Lichtmeßfeiertag den 2 . Februar d . I . ,Nachm. 2 ' /s Ubr, im Gasthaus zur Sonne in GengenbachHauptversammlung . Tagesordnung : 1 . Vorlage der Vereins¬rechnung 1887 , 2. Aufstellung des Voranschlages pro 1888 , 3.Besprechung über die Frage : „ Welchen Einfluß werden dieneuen Schutzzölle für die Landwirthschaft haben ?, eingeleitetdurch Herrn LandwirthschaftsinspektorMagenau von Offenburg ,4. Annahme von Bestellungen zum frachtfreien Bezug landw.Sämereien , junger Zuchtthiere und landw . Maschinen und Ge-

räthe , 5 . Mittheilung verschiedener Vereinsangelegenheiten.
Ettlingen . Donnerstag , den 2. Februar d . I . , Nachm.2Vs Uhr , im Adlerwirthshause zu Ettlingenweier Besprechungüber Rindviehzucht und Futterbau , wobei Herr Landwirthschafts¬inspektor Schmid aus Durlach den einleitenden Vortrag er¬statten wird.
Ueberlingen . Sonntag , den 5. Februar d. I . , Nachm.' s3 Uhr, im Gasthaus zum Adler in Bonndorf mit einleitendemBortrag des Herrn LandwirthschaftslehrersGaub von Meßkirch .Landw . Konsumverein Evpingen . Sonntag , den 29. d . M .Generalversammlung .
Landw. Konsumverein Kadelburg e. G . Sonntag den29 . d . M . , Abends 6 Uhr , im Gasthaus zum Löwen General¬versammlung . Tagesordnung : 1 . Vorlage der Rechnung von1887 , 2 . Entlastung des Vorstandes , 3. Regelmäßige Erneue¬rungswahl von 2 Mitgliedern des Verwaltungsrathes , 4. Neu¬wahl eines Kassiers, 5 . verschiedene Vercinsangelegenheiten.Der landw . Konsumverein Birkin gen hält am Sonntagden 29 . d . M . Generalversammlung ab . Tagesordnung : Abhörder 1887r Rechnung und einige andere Vereinsangelegenheiten.Karsau . Landw . Konsumverein Karsau . Donnerstag den2. Februar d . I . , Nachm . 3 Uhr , in der Wirtschaft zum Deut¬schen Kaiser in Karsau ordentliche Generalversammlung. Tages¬ordnung : Vorlage der Rechnung pro 1887, Neuwahl vom Vor¬stand und Kassier.

Verantwortlicher Medalteur : Wilhelm Harder >n Karlsruhe.

Familirnnachrichtrn .
Karlsruhe . Auszug aus dem Standrsbuch-Rrgistrr.

Geburten . 19. Jan . Anna Katharina , B . : ChristianHamm . Gärtner . — Emil Albert, V . : Christian Seiter , Kutscher .— 20. Jan . Anna Margaretha , V . : Joh . Gg . Bender, Schlosser.— 22 . Jan . Emilie Amalie , V . : Wilh. Schindler , Schloffer-meister . — 23. Jan . Georg August , V . : Herm . Ulmer , Schneider.Eheansgebote . 23. Jan . Karl Jägle von Aue , Polierhier , mit FriederikeSchäfer Wwe . , geb . Haller, von Hehenwetters-. bach . — 24 . Jan . Ferdinand Brandstetter von Renchen , Bier¬brauer hier, mit Katharina Rapp von Niefern.
Eheschließungen . 24 . Jan . Leopold Liff von Frechen ,Kaufmann in Frechen , mit Sara Cohen von Ahlen. — AdamSchaul von Jsny , Schriftsetzer hier , mit Viktoria Herrmann vonUnterharmersvach . — Johannes Hehl von Richen , Sergeant hier,mit Elise Bartje von Äleinlafferde .> Tod esfall . 23 . Jan . Ludwig Feßler , Witwer, Sattler , 68 I .

Weichend. — Mehl , 12 Marken, per Jan . 51.40 , per Februar51 .40 , per März -Juni 52.30, per Mai - August 52.90. Matt .— Weizen per Januar 23 .30 » Per Februar 23.40, per März -Juni 23.80 , per Mai - AnguU 24.25 . Träge — Roggen perJanuar 14.25 , per Februar 14 .25 , per März -Juni 14.60, perMai -August 15 .— . Still . — Talg 64.— . Wetter: bedeckt .New - Bork , 23 . Jan . (Schlußkurse . ) Petroleum m New-Vork 7 ^
,. , dlo . in Philadelphia 7 ' /«, Mebl3 .30 , Rother Winter¬weizen 0.90^ , Mais (New) LI ' /? , Zucker fair refin . Muscov . 5 '/«,Kaffee, fair Rio 17, Schmalz (Wilcox ) 7 .80 , Speck —, Ge¬treidefracht nach Liverpool l ŝi-



A«fre RedurtionSverhältniffe: 1 Thlr .
— 12 Rink. 1 Gulden ö. W. -

- S Nmr., 7 Guwen südv. und volläm ».
2 Rm?.. 1 ^ rane — 80 Pf«. Urankfurrer Kurse vom 24 Januar >8ü8. I Lira — 80 I P,r . — ro Rm!., I Dollar — 4 , !mr . rd P,g .. I Sltarr .

rubel — 3 Nm !. Lv Psg . , I Mark Banks — 1 Rmk. Sa Bia .

103 .20
101 .60
106.80
105 .90

EtaatSp «Piere .
Baden 4 Obligat , fl .

. 4 . M .

. 4Obl . v .1886M .
Bayern 4 Oblig . M .
Deutschl. 4 Reichsanl . M . 107 .80

„ 30, „ 100 .80
Preußen 4 °/o Consols M . 107 .20

, 3 '/- kons.St . -Anl .M .IOl .lO
Wtbg . 4 „ Obl . v . 78/79M . 106 .10

, 4 Obl . v . 75/80 M . 104 .70
Oesterreich 4 Goldrente fl . 88 .30

. 4V, Silberr . fl. M . 64 .70

. 4si',Papierr . fl. —.—

. bPapierr . v . 1881 — . —
Ungarn 4 Goldreme fl. 78 50
Italien 5 Rente Fr . 91 .90
b" '. Rumänische Rente 93 .10
Rumänien 6 Oblig . M . 101 .60
Rußland 5 Obl . v . 1862 -c

. bObl . v .1877M .

. SH -Orientanl . PR .
, 4 Eons . v . 1880 R .

78.60 Elis .U .Em .Linz -B .Slbr .fl . —
. . ^ 113 .20

229 ^,4

Serbien 5 Goldreme _ -
Schweden 4 in M . 103 .20 4 Gotthardbahn Fr .
Span . 4 Ausländ . Rente 67 .40 5 Böhm . West -Bahn fl .
Schw . 4°/,Berno . I885Fr . 101 .60 5 Gal . Karl -Ludw .-B . fl .
Egypten 4 Unis . Obligat . 74 .60 5 Oest .Franz -St . Bahn fl." ' 5 Oest.Süd -Lombard fl .Bank -Aktie».

Deutsche R .-Bank M . 133 .60 5 Oest .Rordwest
bisch

'

96 .
96.20

78 . 10

Badische Bank Thlr .
Basler Bankverein Fr .
Darmstädter Bank st .
Disc .-Kommand. Thlr .
Franks. Bankver. Tblr .
Oest . Kreditanstalt fl.
Rhein . KreditbankThlr .
D . Effekt - u . Wechsel-Bk
40 °/, einbezahlt Thlr .

Eisenbahn -Aktien .

im . tt . fl .
'

Eisenbahn - Brtoritä
4 Elisabeth steuerfrei fl.
5 Mähr . Grenz -Bahn fl.
5 Oest.Nordwest-Gold-

Obl . M .
5 Ocst .Nordw . l -it . L . fl.

116 .20 5 Ocst.Nordw . lür. 3 . fl.
4 Vorarlberger

108 90 5 ..
156 .90 5 Rudolf
136 .50
187 .90

117 . -

67 '/.
1232 .

133

täten .
99 .80
67 -

6 SoulkernPacificofC . i ^l. IlO 30 4Mein .Pr .Pfdbr .Thlr . 100 123.40" ' -
. Sr .

- ' -

eidelberg -Speier Thlr . 35 .30 3 Raab -Oedenb.Ebenf .Gold 5 Ruff .Bod . -Cred.S .Z
eff . Ludw .-Bahn Thlr . 99 .20 Leuerfrn M . 65 .— !4°/,Süd -Bod . -Cr .-Pfdb .

5 Gotthard IV Ser .
1 ' . ^ ?4 Schwerz. Central
5 Süd -Lomb . Prior , fl .
3 Süd -Lomb . Prior . Fr .
5 Oest .Staatsh .-Prior . fl . 105 .40
3dto . l— rill L . Fr . 79.60
3Livor . I4r ? ,',l ) iu . 1>2 Fr . 65 40
5 Toscan . Central Fr . 104.—
5Westsic.Eisb . 1880stfr .Fr . 101 .80

Pfandbriefe .
4RH . HyP.-Bk.-Psdbr .

106 .40 5 Preuß .Eent .-Bod .-Cred
84 .60 ! verl. ä 110 M .
83 .20 4 dto . , L100M .
73 .60 4^ Oest .B .-Crd .-

101 .80

106.80 3OldenburgerThlr .
102.80 4Oesterr.v. 1854fl .
103.40
101 .60

keckt. Frdr .-Franz M .
> Pfälz . Max -Bahn fl .
SZfälz . Nordbahn

Elisabeth Pr .-Akt . fl. —.

129 .20 4 Rudolf (SalzkgM ) i.Gold
131 .40 steuerfrei
103 .30 6 Buffalo N . -A. u . Phil .

Cons. Bonds

Verzinsliche Loose
99 .90 Z ' /zCöln-Mind .Tblr . 100 132 20

bayrische
Badische

100
100

137 .80

40 131 .80
250 109 . 10

0 , V. 1860 . 500 112 .20
4Raab -GrazerThlr . 100 97 . 10

Unverzinsliche Loose
per Stück.

Braunschw.Thlr .20-Loose 96 .40
Oest . fl . lOO-Loose v . 1864 269 .80
Oesterr-Kreditloosefl . 100
von 1858 ' 292 .—

Ungar .Staatsloose fl. 100 208 .80
Ausbacherfl .7- Loose
Augsburger fl. 7-Loose
Freiburger Fr . 15-8oose
Mailänder Fr . lO-Loose
Meininger fl. 7-Loose
Schwed. Thlr . - 10-Loose

Wechsel und Sorten . ! 5
Paris kurz Fr . 100 80 .55 !
Wien kurz fl. 100
Amsterdam kurz 100 fl.
London kurz 1 Pf . St .

Dollars in Gold 4 .18
20 Fr . -St . 16 .12
Souvereigns 20 .29
Obligationen und Industrie

Aktie »
4Karlsruher Obl . v . 187S —
4Mannheimer Obl . —.—
4Freiburg . 103 90
4,Konstanzer „ 100 . —
Ettlinger Spinnerei 0 . Zs . 133 .—
Karlsruh .Maschinenf. dto . 130 50

78 —Bad . Zuckers. , ohne Zs .
30 .90 3 VyDeulsch.Phön .20 "/oEz .
27 .50 ^4 Rh . Hypoth.-Bank 50 ° ,
29 .90l bez . Thl . 121 .50
15.80 5 Westeregeln Alkali 160 .—
23 .40 5 Hyp . Obl . d . Dortmund .
66 .50 , Union 109 .80

5yp . Änl . d . Oest . Alpin
Montgs 86 .70

160 .50 ReichsbankDiscont 3°/,
168 .95 Frankf .Bank .Discont 3°/»

20 .34 Tendenz : — .
Mittlere Marktpreise der Woche vom >5 . dis 22. Januar (Mitgetheilt vom Statistischen Bureau .)

Orte .

8

s

§
RoggenGersteHafer Orte . Stroh

r:
Kartoffeln

Weizen

do
.

Ker¬

lhemnen

Nr
.

1

Roggcnmehl

1

Gewöhnliches
dorN

OchsenfleischRindfleischKuhfleischKalbfleischHammelfleischSchweinefleisch
Butter

pr
.

01

Stück

.
EierBrennöl

BuchenholzFichten

-

(
Tannen

-)
HolzRuhr¬

kohlen
Saar¬
kohlen

ErdölRepsöl
t
kcütS

!

Gruben¬kohlenStück
HL

100 Kilogramm lflü Kilo - so
Liter. 1 Kilogramm . 1 Liter . 4 Ster . 100 Kilogramm .

A SA A A A ! A A A A A A A A A
Konstanz . 18. 50 18 - 2514 25 15. 75 13 - Konstanz . . 610640 120 40 30 26 124108 — 132 132 !130 180 70 28 80 42 — 30 — — — — —
Ueberlingen 18 . 20 18- 20 .13- 20 15. 40 12. 30 Ueberlingen . 500 700 140 40 26 28 u . 24 120 !100 92 100 100 100 164! 70 26 100 38 — 28 — — — — —
Pfullendorf 18 . 05 17- 95 13. 55 16. — 13. 30 Villingen . . — 560 80 40 — 25 120 112 112 112 — 112 138 70 25 85 32 .— 22 — — — — —
Meßkirch . Waldshut . .
Gtockach . . _ _ 17 . 40 13 . 85 — 1165 Lörrach . . . — — 95 40 28 27 110 110 — 110 110 120 200 100 26 70 44 .— 26 — 300 — 240 —
Radolfzell . 18. 15 18- 20 13. 90 1385 13. 20 Müllheim . . — 760 75 50 32 24 104 100 — — 100120 180 90 24 80 48 — 22 — 320 280 240 220
Hilzingen . Freiburg . . . 560 600 90 46 32 23. 120 100 — 110 120 120 190 70 24 65 39 .— 22 — 300 230 240 140
Villingen . 19. 80 - - — 13. 80 13- 78 Ettenheim . . 600 1000 90 38 24 22 — 100 100 100 — 100 180 80 26 75 36 .— 24— 250 220 220 200
Bonndorf . — — — — — Lahr . 640680 110 40 36 23 u . 20 120 112 112412 110 120 180 70 25 80 40.— 18— 200 195 210 190
Müllheim . 19 — — 15 — 15. — 14 — Offenburg . . 540 800 120 40 24 28 u . 24 130100 100 120 120 120 180 90 24 70 38 .— 26— 250 ISO 220 —
Freiburg . 19. 65 — 14. 10 14. 50 12. 75 Baden . . . . 300 400 85 — — 28 135 >125 100 115 145 120 100 90 25 75 44 — 25— 270 200 .240 —
Löffingen . — — — — — Rastatt . . . 540 780 84 48 30 25 u- 18 132100 — 100 120 120 184 90 24 70 44 .— 28 — 250 180 220 180
Endingen . 19. — — 14 . — 16 - 10 — Karlsruhe . . 500 680 90 52 — 28, u - 22 , 136 !l12 — 120120 128 240 80 22 90 34 — 24— 250 170 200 150
Ettenheim 1880 - - — 14 50 14. 50 Durlach . . . _ 700 80 40 30 24 , 120402 — 108120 116 200 72 26 80 40 — 28— 250 180!195 150
Lahr . . . . 19 . — — 15. — 15 . 50 — Pforzheim . . — 100 40 — 24 128100 — 112 100 120 220 80 26 85 36 .— 24 — 240 200 230 —
Offenburg 18. 50 — 14. — 15. 60 — Bruchsal . . . — — — — *- — — — — — — — — ! — — - !- .- - .- — — ! — —
Rastatt . . 18. 85 — 14. 50 14. 50 14. 10 Mannheim . 400600 108 36 24 26 u . 21 140400 — 100 120 120 240 . 60 22 70 42 .— 34— 240 170 210 —
Durlach . . — — — — 13. 20 Heidelberg . . — 680 90 40 30 26 u . 24 IW 110 — 120 120 120 240 75 22 70 46 .- 34— 220 150 — —
Mannheim 19 80 — 14. 50 — 13- ^5 Mosbach . . — 580! 83 38 22 20 — 92 — 100 — 100468 ! 80 24 70 40 -- —.—s220 180 200 170
Mosbach . 19 — 18- 75 15 — 15 . 25 13- 70 Wertheim . . 425 600 83 32 24 20 — 100 — 80 80 100 160 ' 90 24 80 !36 — 20— !260 230 230 225
Wertheim 12. — Schaffhausen — 80 36 32 28 u . 24 112 96 — 136 13041246U 75 20 —
Basel . . . 16. 80 — 13- 40 13. 20 — Basel . . . . 500 880! 80 40 30 25 112 96 — 160 124460 !228 100 16 24 40 — 29 — '320 288 !— —

Bürgerliche Rechtspflege.
Oefseutliche Zustellung.

L .427 . 1 . Nr . 3706 . Heidelberg .
Die Züllig - Hill ' sche Pfarrwaisen -
stiftung zu Heidelberg , vertreten durch
den Rechner Waisenrichter I . C . Win¬
ter hier , klagt gegen den Taglöhner
Simon Eberts und dessen Ehefrau ,
Katharina , geb. Thurecht von Hand¬
schuchsheim , letzt an unbekanntenOrten
abwesend , wegen eines Zinsanspruches
zu 5 °

<> pro 30 . Dezember 1886,87 aus
400 Mk . Darlehen vom Jahre 1879 ,
mit dem Anträge auf Verurtheilung
der beklagten Eheleute als Gesammt-
schuldner zur Zahlung von 20 Mk . und
vorläufige Vollstreckbarkeit des Urthnls ,
und ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor das
Großh . Amtsgericht zu Heidelberg auf

Freitag den 16. März 1888,
Vormittags 9 Uhr ,

— Zimmer Nr . 1 —.
Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬

lung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Heidelberg , den 23 . Januar 1888.
Fabian ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts.
Aufgebot .

L .438 . 1 . Nr . 577 . Wolfach . Das
Großh . Amtsgericht bat heute verfügt :

Bäcker Tobias Sautter alt in
Schiltach besitzt auf Gemarkung Schiltach
folgende Grundstücke :

1 . 9 Ruthen Acker auf der Aue . ne¬
ben Gg . Engelmann Witwe und
Fr . Trautwein Erben ,

2 . ein Almendtheil im Gründle , ne¬
ben Metzger Philipp Wölber,

3 . ein Almendtheil im Tiefenbach ,
neben Ehr . Koch u . Ehr . Arnold.

Von oben hezeichneten Grundstücken
ist nur s-4 auf Tobias Sautter alt ein¬
getragen und fehlt der grundbuchs¬
mäßige Eintrag betreffs der übrigen
°

4 der Grundstücke .
Es werden auf Antrag alle Diejeni¬

gen , welche an obigen Grundstücken
dingliche oder auf einem Stammguls -
oder Familiengutsverbande beruhenden
Rechte beanspruchen , aufgefordcrt, solche
spätestens im Termin vom !

Mitstwoch dem 18. Aprijl 1888 ,
Vormittags 9 Uhr ,

anzumelden , widrigenfalls diese Rechte
auf Antrag für erloschen erklärt würden,

Wolfach, den 19. Januar 1888.
Großh . bad . Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber:
Hässig .

Konkursverfahren.
L -429 . Nr . 1605 . Walds Hut. lieber

das Vermögen des Kaufmanns Fr . W.
Förster dahier , Inhaber der Firma
Förster und Taylor , wurde heute Nach¬
mittag * 26 Uhr das Konkursverfahren
eröffnet .

Waisenrichter Bornhauser dahier
wurde zum Konkursverwalter ernannt .

Konkursfordcrungen sind bis zum
17 . Februar d . I . bei dem Gerichte
anzumelden.

Es wurde zur Beichlußfassung über
die Wahl eines anderen Verwalters ,

sowie über die Bestellung eines Gläu¬
bigerausschusses und eintretendenFalls
über die in 8 120 der Konkursordnung
bezeichncten Gegenstände, ferner zur
Prüfung der angcmeldctcn Forderungen
auf '
Freitag de » 24. Februar d . I . ,

Vormittags 9 Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgerichte dahier
Termin anberaumt.

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse, etwas
schuldig sind , wird aufgegebcn , nichts an
den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt 5 von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen, für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen , demKon-
kursvcrwalter bis zum 17 . Februar
d . I . Anzeige zu machen .

Waldshut , den 19. Januar 1888 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Tröndle .

L .433 . Nr . 532 . Wolfach . Das
Großh . Amtsgericht hat heute verfügt :

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Weißgerbers Gottfried
Hacker jg . von Hausach ist zur Ab¬
nahme der Schlußrechnung des Ver¬
walters und zur Erhebung von Ein¬
wendungen gegen das Schlußverzeichniß
der bei der Vertbeilung zu berücksichti¬
genden Forderungen Schlußtermin auf
Mittwoch den 15. Februar 1888,

Vormittags 11 llhr ,
vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst
bestimmt .

Wolfach , den 21 . Januar 1888 .
. Hässig ,

Gerichtsschrnber des Gr . Amtsgerichts.
8-436 . Nr . 1108 . Engen . Indem

Konkursverfahren über den Nachlaß des
's Friedrich Hegg von Stetten ist zur
Prüfung der nachträglich angemeideten
Forderung des Großh . Hauptsteueramts
Singen Termin auf

Freitag den 3 . Februar 1888,
Vormittags 10 Uhr ,

vor dem Großh . bad . Amtsgericht Hier¬
selbst anberaumt.

Engen, den 21 . Januar 1888.
I . Schäffauer ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
8 .435 . Nr . 870. Neustadt . In

dem Konkurse über das Vermögen des
Gutspächters Johann Maier vom
Weilerhofe ist besonderer Prüfungs¬terinin anberaumt auf
Dienstag den 31 . Januar d . I .,

Vormittags 10 Uhr .
Neustadt, den 23 . Januar 1888.

Großh . bad . Amtsgericht.
Or . Köhler .

Der Gerichtsschreiber :
Zirkel .

8 . 434 . Nr . 3195 . Pforzheim .Das Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Schuhmachers Wilhelm
Rexer dahier wurde , nachdem der in
dem Vergleichstermin vom 9 . Januar
1888 angenommene Zwangsvergleich
durch rechtskräftigenBeschluß vom Heu¬

tigen bestätigt ist, aufgehoben .
Pforzheim , den 24 . Januar 1888 .

Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :
Rittelmann .

8 -430 . Nr . 924 . Ep Pin gen . In
der Konkurssache gegen Max Hcins -
heimer von hier wurde fn heutiger
Gläubigervcrsammlung Herr Kaufmann
Louis Oppenheimer von hier als
Konkursverwalter gewählt , was ver¬
öffentlicht .

Eppingen . den 23 . Januar 1888 .
Der Gcrichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
Schütz .

Erlworladungcn.
K .760 . Bühl . Xaver Fra aß von

Bühl , ausgewandcrt nach Amerika, ist
auf Ableben seiner Großmutter , der
Xaver Fraaß Wwe. , Margaretha Daum
von Bühl , zur theilweisen Erbschaft
mitberufen.

Da der Aufenthaltsort desselben un¬
bekannt ist > so wird Xaver Fraaß an-
durch mit Frist von

3 Monaten
zu den Theilungsverhandlungen mit
dem Bedeuten öffentlich vorgeladen, daß
wenn er nicht persönlich erscheint oder
durch einen gehörig Bevollmächtigten
vertreten ist , das Erbtheil Denen zu-
getheilt würde, welchen es zukäme , wenn
der Vorgeladene zur Zeit des Erban¬
falls nicht mehr am Leben gewesen wäre.

Bühl , den 13 . Januar 1888 .
Der Großh . Notar :

Moll .
K . 763 . St . Blasien . Jakob

Malzacher Ehefrau , Magdalena , ge-
borne Kaiser von Oberibach, und deren
Sohn , Fridolin Strittmatter ,
Knecht von da . Beide an unbekannten
Orten abwesend , sind am Nachlaß ihrer
Tochter bezw . Schwester , Fridolina
Strittmatter , gewesene ledige Dienst¬
magd von Oberibach, miterbberechtigt.

Dieselben werden zur Erbthcilung
mit Frist von

drei Monaten
vorgeladen , mit dem Bedeuten , daß ,
wenn sie nicht erscheinen , die Erbschaft
den anderen Miterben wird zugetheilt
werden .

St . Blaffen , den 20 . Januar 1888 .
Großh . Notar

Eschbach .
K . 765 . Engen . Thomas Fink

von Mühlhausen , z . Zt . in Amerika an
unbekannten Orten abwesend , ist zur
Erbschaft seines Vaters , des Maurers
Hieronymus Fink von Mühlhausen ,
vom Gesetze berufen.

Derselbe wird hiemit aufgefordcrt, sich
binnen 3 Monaten

zu den Verlafsenschafts-Verhandlungen
bei dem Unterzeichneten Notar anzumel¬
den , widrigenfalls die Erbschaft Den¬
jenigen zugetheilt würde , welchen sie
zukäme , wenn der Vorgcladene nicht
mehr am Leben gewesen wäre.

Engen , den 21 . Januar 1888 .
Der Großh . Notar :

Walcker .
K . 766 . Nr . 447 . Wies loch . Jo -

vor mehreren Jahren nach Amerika aus -
gewandert und dessen Aufenthalt zur
Zeit unbekannt, wird hiermit aufgefor¬
dert , binnen

drei Monaten
zur Geltendmachung seiner Rechtsan-
ansprüche auf die ihm auf Ableben sei¬
nes Bruders , Johann Heinrich Egen¬
lauf , Landwirth , ledig und volljährig
von Thairnbach , eröffnete Erbschaft sich
dahier zu melden , widrigenfalls nach
Ablauf dieser Zeitfrist seine Erbgebühr
Denjenigen zugetheilt würde , welchen
sie zukämc , wenn der Borgeladene zur
Zeit des Erbanfalles nicht mehr am
Leben gewesen wäre.

Wiesloch, den 14. Januar 1888 .
Großh . Notar

Stein .
K .767 . Villingen . Bonavcntur

Zähringer , Cigarrenmacher von Vöh -
renbach , Sohn des -f Bernhard Zäh¬
ringer von Vöhrenbach , wohnhaft ge¬
wesen in Pittsburg , Nordamerika , ist
inhaltlich des Testaments der zu Vöb -
renbach verstorbenen Schuhmacher An¬
ton Zähringer Witwe, Crescentia , geb .
Weißer von Vöhrenbach , am Nachlaß
derselben erbbetheiligt .

Derselbe wird hiermit, da dessen Auf¬
enthaltsort Hierlands nicht bekannt ist ,
aufgefordert,

binnen drei Monaten
sein Erbtheil in Empfang zu nehmen ,
widrigenfalls die Erbschaft Denen zu¬
getheilt würde, welchen sie zukäme , wenn
der Vorgeladcne zur Zeit des Erban¬
falls nicht mehr am Leben gewesen wäre.

Villingen , den 20 . Januar 1888 .
Der Großh . Notar :

Deybach .
Strafrechtspflege.

Ladungen .
K .764 .2 . Nr . 1801 . Karlsruhe .

Wilhelm Alexander Brenner , geh .
am 1 . November 1364 zu Neuhausen,
zuletzt in Karlsruhe , wird beschuldigt ,als Wehrpflichtiger in der Absicht, sich
dem Eintritte in den Dienst des stehen¬
den Heeres oder der Flotte zu entziehen ,
ohne Erlaubniß das Budesgebiet ver¬
lassen oder nach erreichtem militärpflich¬
tigen Alter sich außerhalb des Bundes¬
gebiets aufgehalten zu haben , —

Vergehen nach Z 140 Abs . 1 Nr . 1
St . G .B .

Derselbe wird auf
Mittwoch den 7. März 1888,

Vormittags ^ 9 Uhr ,
vor die I . Strafkammer des Gr . Land¬
gerichts zur Hanptverhandlnng geladen .

Bei unentsckuldigtem Ausbleibenwird
derselbe auf Grund der nach s 472 der
Strafprozeßordnung von dem Großh .
Civilvorsitzenden der Ersatzkommission
zu Pforzheim über die der Anklage zu
Grunde liegenden Thatsachen ausgestell¬
ten Erklärung verurtheilt werden .

Karlsruhe , den 21 . Januar 1888.
Großh . Staatsanwaltschaft .

Uebel .
K . 734 .3 . Nr . 2119 . Heidelberg

Der ledige Sch osier Ernst Ludwig
Hann Friedrich Egenlauf , Landwirth Stapf von hier und zuletzt hier !
von Thairnbach , geb . am 1 . Juli 1827 , wohnhaft, wird beschuldigt , als Wehr-

mann der Landwehr ohne Erlaubniß
ausgewandcrt zu sein ,

Ucbertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuches.

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf :

Donnerstag den 1 . März 1888 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor das Gr . SchöffengerichtHeidelberg
zur Hauptverhandlung geladen .

Bei unentschuldigtemAusbleiben wird
derselbe auf Grund der nach ! 472 der
Strafprozeßordnung von dem König !.
Bezirkskommando zu Heidelberg aus¬
gestellten Erklärung verurtheilt werden .

Heidelberg , den 17 . Januar 1888 .
Fabian ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts .
K .732 .3 . Nr . 580 . Mosbach .
1 . Karl Wilhelm Hochwarth , geb.

20 . Juli 1865 in Bargen , zuletzt
wohnhaft daselbst ,

2 . Karl Wilhelm Römmele , geb.
21 . Mai 1865 in Ehrstädt , zuletzt
wohnhaft daselbst ,

3 . Georg Michael Geiß , geb. 2.
April 1865 zu Eschelbronn , zul.
wohnhaft daselbst ,

4 . Konrad Hettckemmer , geb. 20 .
Mai 1865 zu Eschelbronn, zuletzt
wohnhaft daselbst ,

5 . Georg Ludwig Reichert , geb.
4 . März 1865 zu Eschelbronn,
zuletzt wohnhaft daselbst .

6. Philipp Michael Seng es , geb.
22 . November 1865 zu Helmstadt,
zul. wohnhaft daselbst ,

7 . Seligmann Grötzinger , geb.
am 7 . März 1865 zu Siegels¬
bach, zul. wohnhaft daselst ,

werden beschuldigt , als Wehrpflichtige in
der Absicht , sich dem Eintritte in den
Dienst des stehenden Heeres oder der
Flotte zu entziehen , ohne Erlaubniß das
Bundesgebiet verlassen , oder nach er¬
reichtem militärpflichtigen Alter sich
außerhalb des Bundesgebiets aufgchal-
ten zu haben , —

Vergehen gegen Z 140 Abs . 1 Nr . 1
Str . G .B .

Dieselben werden auf
Donnerstag den x. März 1888 ,

Vormittags 9 Uhr ,vor die I. Strafkammer des . Gr . Land¬
gerichts Mosbach zur Hauptverhand¬
lung geladen .

Bei unentschuldigtemAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
d̂ r Strafprozeßordnung von dem Gr ..
Bezirksamt zu Sinsheim über die der
Anklage zu Grunde liegenden That¬
sachen ausgestellten Erklärung verur¬
theilt werden .

Mosbach , den 14. Januar 1888 .
Großh . Staatsanwaltschaft .

I . V . :
Junghanns .

K .681 .3 . Nr . 363 . Emmendingen .
Landwirth Lorenz Hoch von Föhren¬
thal und zuletzt in Vörstetten, wird be¬
schuldigt , als beurlaubter Reservist
ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein .— Ucbertretung gegen 8 360 Ziffer 3
des Reichsstrafgesetzbuches . — Derselbe
wird auf Anordnung des Großh . Amts¬
gerichts Emmendingen auf : Dienstag
den 6 . März 1888 , Vormittags
9 Uhr , vor das Großh . Schöffengericht
Emmendingen zur Hauptverhandlung
geladen . Bei unentschuldigtem Aus¬
bleiben wird derselbe auf Grund der
nach 8 472 der Strafprozeßordnung von
dem Königlichen Bezirkskommando zu
Freiburg ausgestellten Erklärung ver¬
urtheilt werden . Emmendingen, den 9.
Januar 1888 . Der Gerichtsschreiber
des Gr . Amtsgerichts : Jäger .

K . 754 . 2 . Nr . 471 . Walldürn .
Der am 2. Oktober 1863 geborne ledige
Julius Hebenstreit , Zimmermann
von Walldürn , zur Zeit an unbekann¬

ten Orten abwesend , wird beschuldigt ,
daß er ohne Erlaubniß als beurlaubter
Reservist ausgewandert ist.

Ucbertretung gegen 8 360 Ziff. 3
R .St . G .B .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf :

Samstag den 10 . Mär -z 1888,
Vormittags 8 Uhr ,

vor dem Gr . SchöffengerichteWalldürn
anberaumten Hauptverhandlung mit
dem Anfügen geladen , daß er bei un¬
entschuldigtem Ausbleiben auf Grund
der von dem König ! . Landwehrbezirks-
Kommando Mosbach gemäß 8 472
Strafprozeßordnung ausgestellten Er¬
klärung verurtheilt werden wird.

Walldürn , den 19. Januar 1888 .
R . Brander ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts .
j^ Drnck und Verlas der G . Brann ' schen Hosbuchdruckerci .
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